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Der DGB bedankt sich für die Einladung zur Anhörung von Fachkreisen und 
Verbänden zum Referenten-Entwurf eines Landesantidiskriminierungsgesetzes 
(LADG) für Berlin. Im Rahmen dieser Anhörung nehmen wir zu dem Gesetzent-
wurf hiermit vorläufig Stellung.  

Da es sich bei dem Gesetzentwurf auch um die Vorbereitung allgemeiner be-
amtenrechtlicher Regelungen handelt, sehen wir diese Anhörung gleichzeitig 
als Beteiligung der gewerkschaftlichen Spitzenorganisation nach § 83 Landes-
beamtengesetz. Diese vorläufige Stellungnahme wird daher auch im Rahmen 
des beamtenrechtlichen Beteiligungsverfahrens abgegeben.  

Zu dem o.g. Gesetzentwurf nimmt der DGB vorläufig wie folgt Stellung: 

 

 

A.) Vorbemerkung 

Der DGB begrüßt, dass das Land Berlin als erstes Bundesland ein Landesantidiskriminie-

rungsgesetz auf dem Weg bringt. Es schließt Lücken, die das Allgemeine Gleichstellungsge-

setz (AGG) offenlässt und ist daher als Ergänzung zum AGG zu verstehen. Zusammen mit 

dem Landesgleichstellungsgesetz und dem Partizipations- und Integrationsgesetz kann das 

LADG eine wichtige Grundlage für eine Kultur der gesellschaftlichen Vielfalt im Land Berlin 

darstellen. 

Der DGB begrüßt besonders die Erweiterung des Kataloges von Gründen für Diskriminie-

rung (§ 2 LADG) um die Kategorien „chronische Erkrankung“ und „sozialer Status“. Auch 

das Verbandsklagerecht und die Einrichtung einer Ombudsstelle werden vom DGB begrüßt. 
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Allerdings sieht der DGB einige Regelungen des Gesetzentwurfes aus Sicht der Beschäftig-

ten des Landes Berlin als sehr kritisch an. Insbesondere die Kombination bestimmter Rege-

lungsmechanismen wie die Beweislastumkehr durch § 7 LADG, die verschuldensunabhän-

gig ausgestaltete Schadensersatzpflicht nach § 8 Abs. 2 LADG und der Umstand, dass die 

Erfüllung von Verpflichtungen aus diesem Gesetz Bestandteil einer dienstrechtlichen Beur-

teilung seien sollen, führen bereits jetzt zu zahlreichen Nachfragen und Verunsicherungen 

bei den Beschäftigten. Hier sehen wir erheblichen Erläuterungs-und Nachbesserungsbedarf. 

 

 

B.) Zu den Regelungen im Einzelnen  

 

Zu § 1 LADG – Ziele des Gesetzes 

Ziel des Gesetzes ist die tatsächliche Herstellung und Durchsetzung von Chancengleichheit, 

die Verhinderung und Beseitigung jeder Form von Diskriminierung sowie die Förderung ei-

ner Kultur der Wertschätzung von Vielfalt. Das Gesetz soll Personen vor Diskriminierungen 

im Rahmen des öffentlichen Handelns des Landes Berlin schützen. Dabei muss jedoch be-

dacht werde, dass hinter dem „öffentlichen Handeln des Landes Berlin“ immer auch Be-

schäftigte stehen, die aufgrund von zahlreichen Rechts- und Verfahrensvorschriften agie-

ren. Sie sind in ihrem Verwaltungshandeln oft durch Anweisungen gebunden, die sie nicht 

beeinflussen können und nicht missachten dürfen. 

Die Zielerreichung des Gesetzes hängt also maßgeblich davon ab, wie diskriminierungsfrei 

die rechtlichen Vorgaben (Gesetze und Verordnungen aber auch verwaltungsinterne Vor-

schriften) ausgestaltet sind. Dies ist zuallererst eine Aufgabe des Gesetz- und Verordnungs-

gebers. Durch das Maßregelungsverbot in § 6 können eventuelle Mängel an Rechtsvor-

schriften nur sehr begrenzt kompensiert werden, denn die Frage, ob die Anweisung (eines 

Vorgesetzen) rechtswidrig ist, steht nur sehr eingeschränkt in der Prüfungs- und Bewer-

tungskompetenz eines Beschäftigten. Der/die Beschäftigte darf zunächst darauf vertrauen, 

dass eine Anweisung, die aufgrund von Rechts- oder Dienstvorschriften erlassen wurde, 

auch rechtmäßig ist. Das Infrage stellen einer dienstlichen Anweisung ist für den Beschäf-

tigten mit erheblichen arbeits- oder dienstrechtlichen Risiken verbunden, insbesondere 

wenn er/sie sich aufgrund eigenständiger Prüfung oder Bewertung dafür entscheidet, eine 

Anweisung nicht auszuführen. Für Beschäftige im öffentlichen Dienst ist für solche Fälle pri-

mär die Remonstration (das Vorbringen einer Gegenvorstellung oder einer Einwendung ge-

gen eine Weisung, die vom Vorgesetzten erteilt wurde) vorgesehen, nicht aber die Verwei-

gerung einer Anweisung. 

Der Erfolg des Gesetzes und seine Zielerreichung hängen auch davon ab, in wieweit Be-

schäftigte mittelbare oder unmittelbare Sanktionen befürchten müssen, sobald sie mit Dis-

kriminierungsvorwürfen konfrontiert werden. Insbesondere die Kombination von Rege-

lungsmechanismen wie die Beweislastumkehr durch § 7 LADG und die verschuldens-



 

Seite 3 von 7 der Stellungnahme vom 03.09.2018 

unabhängig Ausgestaltung von Schadensersatzpflicht nach § 8 Abs. 2 LADG können hier 

zu massiven Verunsicherungen der Beschäftigten führen.  

Die angedachten Qualifizierungsmaßnahmen nach § 12 Abs. 3 LADG werden erst nach und 

nach greifen. Davon abgesehen bleibt dennoch ein Restrisiko, schuldlos eine als diskrimi-

nierend empfundene Handlung durchgeführt zu haben. Hier stellt sich daher folgerichtig 

eine Reihe von Fragen, insbesondere im Sinne des Rechtsschutzes der Beschäftigten durch 

ihren Arbeitgeber, das Land Berlin. 

Außerdem bergen die oben dargestellten Regelungsmechanismen des Gesetzes in ihrer 

Kombination die Gefahr, dass die Regelungen gezielt gegen Beschäftigte als Vertreterinnen 

und Vertreter des Staates eingesetzt werden könnten. Frühere Erfahrungen aus der Szene 

der so genannten „Reichsbüger“ haben gezeigt, dass rechtstaatliche Instrumente systema-

tisch benutzt wurden, um gegen den Staat und seine Beschäftigten vorzugehen (Ergänzung 

hierzu auch zu § 7 weiter unten). Solche Vorgehensweisen können die Akzeptanz des Ge-

setzes unterminieren. Auch deshalb ist es wichtig, schon im Gesetz Schutzmechanismen 

auch für die Beschäftigten zu verankern.  

 

Zu § 2 LADG – Diskriminierungsverbot  

Der DGB begrüßt, dass mit dem LADG weitere, über das AGG hinausgehende Diskriminie-

rungsmerkmale aufgenommen werden sollen.  

 

Chronische Erkrankung 

Besonders begrüßenswert ist die Erweiterung um „chronische Erkrankungen“. Allerdings 

muss gerade in diesem Zusammenhang deutlich hervorgehoben werden, wie wichtig es ist, 

dass die Zielsetzungen des Gesetzes auch in den privatrechtlich organisierten Einrichtungen 

des Landes Berlin Beachtung finden. So werden zum Beispiel Diskriminierungserfahrungen 

aufgrund von chronischen Erkrankungen gerade aus dem Gesundheitswesen berichtet. Aus 

den Erfahrungen der Selbsthilfeeinrichtungen zeigt sich dies besonders deutlich am Um-

gang mit HIV positiven Patientinnen und Patienten.  

Daher sollte deutlich gemacht werden, welche konkreten Maßnahmen auch für privatrecht-

lich organisierte Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen des Landes Berlin ergriffen werden, 

um § 3 Abs. 2 LADG umzusetzen, z.B. durch verbindliche Qualitätsstandards und vertrag-

lich festgelegte Regelungen (Siehe auch Anmerkungen zu § 3 LADG weiter unten). 

 

Sozialer Status 

Der DGB begrüßt die Aufnahme des Diskriminierungstatbestands „sozialer Status“. Aller-

dings ist er sehr breit gefasst. Das ist grundsätzlich zu begrüßen, könnte sich aber bei der 

praktischen Umsetzung in der Rechtsprechung als schwierig gestalten. Daher kommt der 

Begründung zum Gesetzentwurf hier eine besonders wichtige Funktion zu. 
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Wir regen daher an, die soziale Herkunft als Teilaspekt des sozialen Status stärker in der 

Begründung herauszustellen. So ist zum Beispiel die soziale Herkunft in Deutschland leider 

weiterhin mitentscheidend dafür, welche Bildungschancen einer Person zuteilwerden. 

 

Sprache 

Diskriminierung aufgrund mangelnder Sprachkenntnisse kommt in sehr vielen Fällen vor. 

Oft ist dies an den Kategorien „Nationalität“, „ethnische Herkunft“ oder „rassistische Zu-

schreibung“ geknüpft, zum Teil auch an den „sozialen Status“ (bzw. Herkunft). Wir regen 

an, mindestens in der Begründung den Aspekt der sprachlichen Diskriminierung bei den 

o.g. Kategorien stärker mit darzustellen.   

 

Zu § 3 LADG – Geltungsbereich  

Adressat des Gesetzentwurfes ist ausschließlich die Berliner Verwaltung in ihrer vielfältigen 

Ausgestaltung (§ 2 AZG) sowie die landesunmittelbaren öffentlich-rechtlichen Körperschaf-

ten, Anstalten und Stiftungen. Privatrechtlich geführte Beteiligungsunternehmen des Lan-

des Berlin sind (aus rechtlichen Gründen) nicht vom Geltungsbereich erfasst. Damit fallen u. 

a. die landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften sowie private Betreiber von Aufgaben 

der kommunalen Daseinsvorsorge wie z.B. Unterkünfte für Asylsuchende oder Unterkünfte 

nach dem Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetz (ASOG) nicht unter den Geltungs-

bereich des Gesetzes. Aus der gewerkschaftlichen Beratungspraxis wissen wir jedoch, dass 

in diesen Einrichtungen viele Diskriminierungserfahrungen gemacht wurden. Wir halten es 

daher nicht für ausreichend, dass das Land Berlin in seinen privatrechtlich organisierten 

Einrichtungen „nur“ darauf hinwirkt, dass die Ziele dieses Gesetzes berücksichtigt werden. 

Vielmehr muss u.a. über die Aufsichtsgremien in diesen Einrichtungen sichergestellt wer-

den, dass wichtige Teile des Gesetzes (z. B. § 2 LADG) umgesetzt werden. Dies kann zum 

Beispiel durch Selbstverpflichtungen der Unternehmen erfolgen, ähnlich wie bei dem 

„Bündnis für soziale Wohnungspolitik und bezahlbare Mieten“, und/oder durch Festset-

zung von verbindlichen Qualitätsstandards und vertraglich festgelegte Regelungen. 

Der DGB regt daher an, die Regelung in § 3 Abs. 2 LADG wie folgt zu konkretisieren: 

 

(2) Soweit das Land Berlin unmittelbar oder mittelbar Beteiligungen an juristischen 

Personen des Privatrechts oder Personengesellschaften hält oder erwirbt, stellt es 

sicher, dass die Ziele und das Diskriminierungsverbot dieses Gesetzes soweit ver-

tretbar im Unternehmensrecht verankert und beachtet werden. Für Unternehmen, 

bei denen das Land Berlin die Mehrheit hält, wird in geeigneter Weise geregelt, 

dass die Schutzzwecke dieses Gesetzes im Betriebsalltag durchgängig Beachtung 

finden. 
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Zu § 7 LADG – Vermutungsregelung  

Die mit § 7 LADG normierte Vermutungsregelung führt zu großer Verunsicherung unter den 

Beschäftigten. Die prozessuale Folge einer nach § 7 LADG erfolgreich dargelegten Diskrimi-

nierung ist eine volle Beweislastumkehr zu Lasten der beklagten öffentlichen Stelle. Hierfür 

reicht es aus, dass das Vorliegen einer Diskriminierung oder Maßregelung wahrscheinlicher 

ist als das Nichtvorliegen. Dies kann zum Beispiel durch eine Versicherung an Eides statt 

erfolgen. 

Die beklagte öffentliche Stelle muss dann den Beweis des Gegenteils erbringen. Damit wird 

der Beschäftigte in einen Rechtfertigungszwang für sein Handeln gebracht. Es ist lebens-

nah, dass bei vielen Verwaltungskontakten des Bürgers mit einem einzelnen Beschäftigten 

der Gegenbeweis nicht oder nur sehr schwer erbracht werden kann. Sofern der Gegenbe-

weis aufgrund der angedachten Beweislastumkehr nicht erbracht werden kann, sieht sich 

die beklagte öffentliche Stelle mit Schadensersatzforderungen nach § 8 LADG konfrontiert. 

Völlig unklar ist, ob und wie dies ggf. eine arbeitsrechtliche Durchgriffshaftung auslösen 

kann. Für Beschäftigte führt diese Situation zu einer weiteren Belastung. Zusätzlich kom-

men eventuelle disziplinar- oder arbeitsrechtliche Sanktionen wegen möglichem „Fehlver-

halten“ in der behaupteten, aber nicht wiederlegbaren Diskriminierungssituation. Außer-

dem ist die Diversity-Kompetenz zu Recht bei der Beurteilung der Eignung, Befähigung und 

fachlichen Leistung der Dienstkräfte zu berücksichtigen. Damit führt eine behauptete Dis-

kriminierungssituation fast automatisch zu Nachteilen für die Beschäftigten, da die Beurtei-

lung der Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung der Dienstkräfte Voraussetzung für 

Beförderung und berufliches Fortkommen ist. Verschärft wird diese Gemengelage zusätz-

lich dadurch, dass der Anspruch auf Ersatz eines immateriellen Schadens nach  

§ 8 Abs. 2 LADG verschuldensunabhängig ausgestaltet ist. Das heißt, dass ein Beschäftig-

ter oder eine Beschäftigte im Zweifel schuldlos ein diskriminierendes Verwaltungshandeln 

auslösen könnte, durch das in der Folge ein Schadensersatzanspruch nach § 8 Abs. 2 LADG 

zum Tragen kommt. Dies macht es im Innenverhältnis kaum noch unterscheidbar, warum 

es zu einer Diskriminierung gekommen ist.  

Für besondere Bereiche ist zudem zu befürchten, dass die Regelungen des § 7 LADG i.v.m. 

§ 8 Abs. 2 LADG zu einer Umgehung von strafrechtlichen Verfahren führen könnte, zum 

Beispiel bei behaupteten Straftaten wie Beleidigungen oder Nötigungen zum Nachteil von 

Bürgern etwa im Rahmen von Polizeieinsätzen. Kommt es bei solchen Vorgängen zu Straf-

verfahren gegen die Bediensteten, so gilt bislang die strafrechtliche Unschuldsvermutung. Im 

Strafverfahren gelten die normalen Beweislastregeln. Mit § 7 LADG werden die strafrechtli-

chen Grundsätze der Unschuldsvermutung und der Beweislast weitgehend obsolet. Für einen 

Bürger, der – berechtigt oder unberechtigt – gegen einen Bediensteten vorgehen möchte, 

wäre die Vermutungsregelung des § 7 LADG i.v.m. der verschuldensunabhängigen Haftung 

nach § 8 Abs. 2 LADG der einfachere und „bequemere“ Weg. Dies ist nicht nur vor dem 

Hintergrund der Erfahrungen mit systematischen geführten Verfahren von so genannten 

„Reichsbürgern“ für die Beschäftigten Grund zur Sorge.  

In der Konsequenz stellt die Umsetzung der vollen Beweislastumkehr auch die Dienststellen 

vor enorme Herausforderungen. Schutzmechanismen für die Beschäftigten sind bislang 
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nicht vorgesehen. Ungeklärt sind die Fragen, wie der bzw. die einzelne Beschäftigte durch 

die Dienststelle unterstützt wird und welche Ressourcen vorgesehen sind, um anfallende 

Verfahren, Klagen, Anfragen zu führen sowie Statistiken zu erbringen.  

Es ist zudem zu befürchten, dass diese Regelung in der vorliegenden Form zu einem hohen 

Verwaltungsaufwand führen würde, da die Dienstkräfte sämtliche Kontakte mit Bürgerinnen 

und Bürger dokumentieren müssten, um im Falle eines möglichen Rechtsstreites nachweisen 

zu können, dass sie diskriminierungsfrei gehandelt bzw. entschieden haben. Sowohl vor dem 

Hintergrund des aktuellen Personalmangels aber auch mit Blick auf die Verfahrensdauer von 

Verwaltungsentscheidungen ist dies unzumutbar –  für die Beschäftigten und für die Bürge-

rinnen und Bürger.  

Der DGB empfiehlt daher eine umfassende Gesetzesfolgenabschätzung vorzunehmen. Die 

Wirkmechanismen der einzelnen Regelungen sind vor allem in Hinblick auf ihr Zusammen-

spiel zu überarbeiten und neu auszubalancieren. Es sind klare Regelungen notwendig, mit 

denen die Beschäftigten geschützt werden. Dies umfasst auch Regelungen, die eine Durch-

griffshaftung und Sanktionen unterbinden oder zu mindestens einschränken. Außerdem 

sind Grundsätze der Beurteilung mit den Beschäftigtenvertretungen zu erörtern.  

 

Zu § 8 LADG – Schadensersatzpflicht; Rechtsweg  

Bezüglich der Regelungen in den Absätzen 1 bis 3 verweisen wir auf die o.g. Ausführungen 

zu § 7 LADG. 

Die in § 8 Abs. 4 LADG gewählte Verjährungssystematik ist für den DGB nicht nachvoll-

ziehbar. Einerseits wird die regelmäßige Verjährungsfrist nach den Regelungen des BGB 

(drei Jahre) auf ein Jahr verkürzt. Andererseits wird ohne Rücksicht auf die Kenntnis der 

Ablauf von 30 Jahren als Verjährungsfrist festgelegt. Üblicherweise gilt die 30jährige Ver-

jährungsfrist für bestehende oder titulierte Eigentumsrechte. Es ist nicht nachvollziehbar, 

warum diese Frist hier gewählt wurde. Diese stellt eine praktische Gleichsetzung mit Scha-

denersatzansprüchen dar, die auf vorsätzlicher Verletzung des Lebens, des Körpers, der Ge-

sundheit, der Freiheit oder der sexuellen Selbstbestimmung beruhen. 

Wie die Aktenlage bereits nach mehr als 10 Jahren Zeitablauf nachvollzogen werden kann, 

erscheint uns ebenfalls klärungsbedürftig. Nach hiesigem Kenntnisstand gibt es sehr unter-

schiedliche Aufbewahrungsfristen in den einzelnen Dienststellen, zum Teil auch unterschie-

den nach einzelnen Aspekten (z.B. in der Schule), die jedoch spätestens nach 10 Jahren en-

den. 

Der DGB regt an, die Verjährungssystematik zu überarbeiten.  

 

Zu § 9 LADG – Antidiskriminierungsrechtliche Verbandsklage  

Der DGB begrüßt die Einführung eines Verbandsklagerechts im neuen LADG. Dass dies im 

AGG fehlt, stellt bis heute eine große Schwachstelle des AGG dar. 
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Zu § 11 LADG – Anerkennung als verbandsklageberechtigter Antidiskriminie-
rungsverband  

Der DGB und die Gewerkschaften setzten sich seit Jahrzehnten für Arbeitnehmerrecht und 

gegen Diskriminierung auf unterschiedlichsten Ebenen erfolgreich ein. Sie genießen den be-

sonderen Schutz aus Art. 9 Abs.3 Grundgesetz (GG). Mit dem alleinigen Verweis auf § 5 

Absatz 1 Nr. 9 KStG können die Gewerkschaften jedoch nicht als verbandsklageberechtig-

ter Antidiskriminierungsverband anerkannt werden. Wir gehen davon aus, dass dies ledig-

lich ein rechtstechnischer Fehler ist und bitten hier um Klarstellung, d.h. um Aufnahme der 

Gewerkschaften als verbandsklageberechtigter Antidiskriminierungsverband in die Rege-

lung des § 11 LADG.  

 

Zu § 12 LADG – Förderung einer Kultur der Wertschätzung von Vielfalt 

Es ist begrüßenswert, wenn Diversity-Kompetenz als eine Schlüsselkompetenz, nicht nur 

von Führungskräften, verankert wird. Jedoch erfordert ein „gelebter“ Diversitätsansatz und 

damit einhergehendes Handeln sowohl von Führungskräften als auch von jedem einzelnen 

Beschäftigten, umfassende Fort-und Weiterbildungen. Mit § 12 Abs. 3 LADG soll dieses ge-

regelt werden. Unklar ist jedoch bislang, wie sichergestellt werden soll, dass alle Dienst-

kräfte Fortbildungsangebote und Qualifizierungsmaßnahmen wahrnehmen können und 

welche Dienststelle dafür verantwortlich sein wird. Auch unklar ist, in welchem Zeitraum 

diese Schulungen stattfinden sollen. Völlig unklar ist zudem, ob für die Schulung „aller 

Dienstkräfte“ (also ca. 120.000 Beschäftigte in der Kernverwaltung und noch mal 

10.000tausende Beschäftige in den öffentlichen Einrichtungen wie BVG, BSR, Wasserbe-

triebe u.s.w.) überhaupt die Kapazitäten in Fortbildungseinrichtung wie der vak bestehen.  

Damit die im Gesetz festgeschriebenen Fort-und Weiterbildungen auch zeitnah realisiert 

werden können, fordert der DGB daher dringend, bereits im Vorfeld den finanziellen und 

zeitlichen Umfang der notwendigen Qualifizierungen festzulegen und die dafür notwendi-

gen Ressourcen im Haushalt des Landes Berlin und im Haushalt der vak bzw. der dafür vor-

gesehenen Weiterbildungseinrichtung(en) bereitzustellen. Dabei müssen auch die perso-

nelle und organisatorische Kompensation von Fehlzeiten der Beschäftigten während der 

Qualifizierung sichergestellt werden sowie technische Fragen wie die Bereitstellung von 

Schulungsräumen und die Gewinnung von Lehrkräften mit einbezogen werden.  

Da die Diversity-Kompetenz zukünftig beurteilt werden soll, ist es dringend erforderlich, mit 

den Gewerkschaften und den Beschäftigtenvertretungen in Gespräche zu treten, um die 

Umsetzung zu erörtern. Dies macht außerdem eine Veränderung der Beurteilungsrichtlinien 

notwendig. Hierfür sind die Beschäftigtenvertretungen zu beteiligen. 

 

C.) Weiteres Verfahren 

Zu den oben aufgeworfenen Fragen und Anmerkungen im vorliegenden Gesetzentwurf 

bitten wir zeitnah um ein Erörterungsgespräch im Rahmen der beamtenrechtlichen Beteili-

gung nach § 83 Landesbeamtengesetz. Vielen Dank im Voraus. 


